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PARLAMENTARISCHE ANFRAGEN

zur Corona-Politik Lehrerinnen
und Lehrern mit disziplinarischen
Maßnahmen gedroht wurde.

Das Kultusministerium kann
die Frage nicht beantworten, dazu
lägen keine Daten vor. „Kritische
Äußerungen von Lehrkräften füh-
ren aber nicht per se zu disziplina-
rischen Maßnahmen“, heißt es in
der Antwort. Eingeschritten wer-
de nur bei schuldhaften Verstößen
gegen die Dienstpflichten. Das
Ministerium nennt als Beispiel,
wenn Lehrkräfte Schülerinnen
und Schüler nicht bei Verstößen
gegen die Maskenpflicht sanktio-
nieren oder Elternbriefe mit der
Bitte um Widerstand gegen die
Corona-Maßnahmen schreiben.
Aber: „Die Feststellung, ob ein
Verhalten als Dienstvergehen ein-
zustufen ist, muss nach den Um-
ständen des Einzelfalls getroffen
werden.“ Je nach Schwere und
Häufigkeit der Verletzung kom-
men dann ein Telefonat oder per-
sönliches Gespräch, Weisungen

oder Maßnahmen nach dem Baye-
rischen Disziplinargesetz in Be-
tracht.

Laut Fischbach klagen viele
Lehrkräfte in Bayern über die Co-
rona-Maßnahmen, bei der Staats-
verwaltung kein Gehör zu bekom-
men oder darüber, bei einer Be-
schwerde disziplinarische Maß-
nahmen fürchten zu müssen. Die-
se Einschätzung teilt das Haus
von Kultusminister Michael Pia-
zolo (Freie Wähler) nicht: „Aus
Sicht des Staatsministeriums be-
steht bei den Lehrkräften großes
Verständnis für die getroffenen
Maßnahmen und die Bereitschaft,
gemeinsam mit allen Verantwort-
lichen für die anvertrauten Schü-
lerinnen und Schüler die bestmög-
lichen Lösungen für die Bewälti-
gung einer so noch nie da gewese-
nen Pandemiesituation zu finden
und umzusetzen.“
> DAVID LOHMANN

Einen wesentlichen Grund da-
für, dass dieses Verfahren so lange
dauert, sieht der Grünen-Abge-
ordnete Becher in den „schwam-
migen Kriterien“, die die Staatsre-
gierung dafür festgelegt hat.
„Nach zwei Jahren kann die Sö-
der-Regierung immer noch nicht

klipp und klar definieren, was zu-
mutbar oder unzumutbar ist“, so
Johannes Becher. Seine Fraktion
fordert, endlich Klarheit zu schaf-
fen und die vermeintlich unendli-
che Geschichte abzuschließen.

Lehrkräfte: Strafen
bei Corona-Kritik?

In der Schule gibt es viele ge-
sellschaftliche Konflikte und
Streitigkeiten über den korrekten
Umgang mit der Corona-Pande-
mie im Bildungsbereich. „Lehr-
kräfte stehen dabei in einem bri-
santen, teils sehr belastenden
Spannungsfeld“, schreibt Matthi-
as Fischbach (FDP) in seiner An-
frage. Sie ständen immer im Kon-
flikt zwischen freier Meinungsäu-
ßerung und Beteiligung am poli-
tisch-gesellschaftlichen Diskurs
einerseits und beamtenrechtlicher
Loyalitätspflicht andererseits. Der
Abgeordnete wollte daher von der
Staatsregierung wissen, wie oft
aufgrund kritischer Äußerungen

zu diesen Themen. So startete
2020 zum Beispiel das Themenfo-
rum „Flucht und Vertreibung“ in
Kooperation mit der Beauftragten
der Staatsregierung für Aussiedler
und Vertriebene, in deren Rahmen
renommierte Autorinnen und Au-
toren die historischen Ereignisse
sowie ihre Rezeption bis heute
ausführlich in den Blick nehmen.

Strabs: Härtefallkommission
kommt einfach nicht voran

Die Staatsregierung hat 2019
einmalig 50 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt, um bei be-
stimmten Straßenausbaubeiträgen
in besonderen Härtefällen einen
anteiligen Ausgleich zu schaffen.
Die Entscheidung über die Vertei-
lung der Gelder trifft eine unab-
hängige Härtefallkommission für
Straßenausbaubeiträge. Aktuell
sind noch 14 500 Anträge offen.
Johannes Becher (Grüne) hakte
jetzt bei der Staatsregierung nach,
wann die betroffenen Personen
mit einer Entscheidung rechnen
können.

Das Innenministerium antwor-
tet, die Härtefallkommission wür-
de „mit Nachdruck“ daran arbei-
ten. Allerdings warten die Antrag-
steller*innen jetzt schon über
zwei Jahre auf eine Antwort. „Ent-
gegen dem ‚Windhundprinzip‘
kann die Härtefallkommission
über die einzelnen Anträge erst
dann entscheiden, wenn sämtli-
che Anträge erfasst und auf ihre
Zulässigkeit und Vollständigkeit
hin geprüft wurden“, erklärt das
Haus von Innenminister Joachim
Herrmann (CSU). 3,5 Millionen
Euro wurden für die unabhängige
Kommission bereits ausgegeben,
in der rund 20 Mitarbeiter*innen
beschäftigt sind.

schichte und Kultur der vertriebe-
nen und ausgesiedelten Deut-
schen aus dem östlichen Europa
spürbar abnehmen. „Insbesonde-
re unter den Jugendlichen ist die
Unkenntnis darüber weitverbrei-
tet“, schreibt Josef Zellmeier
(CSU) in seiner Anfrage. Er fragte
daher bei der Staatsregierung
nach, ob dieses Thema in den
Lehrplänen angemessen berück-
sichtigt wird und was darüber hi-
naus unternommen wird, um Ge-
schichte und Kultur der Heimat-
vertriebenen und Aussiedler vor
allem bei jungen Menschen zu be-
wahren.

Das Kultusministerium versi-
chert, die intensive unterrichtli-
che Behandlung der Geschichte
und Kultur der Deutschen aus
dem östlichen und südöstlichen
Europa sei an den weiterführen-
den Schularten in Bayern auf Ba-
sis der gültigen Geschichtslehr-
pläne beziehungsweise des auf-
wachsenden LehrplanPLUS si-
chergestellt. „Über den Ge-
schichtsunterricht hinaus greifen

zahlreiche Schulen die Geschich-
te der Deutschen aus dem östli-
chen und südöstlichen Europa im
Rahmen ihrer Gestaltungsräume
und Eigenverantwortung in viel-
fältiger Weise auf“, heißt es weiter
in der Antwort. Als Beispiel nennt
das Ministerium das Projekt
„Flucht und Vertreibung 1945 in
Nürnberg“.

Zusätzlich gibt es laut dem
Haus von Kultusminister Michael
Piazolo (Freie Wähler) regelmäßig
Lehrerfortbildungen, bei denen
auch die Themen Flucht und Ver-
treibung der Deutschen aus dem
östlichen Europa und die Integra-
tion der Vertriebenen in Bayern
und der Bundesrepublik angebo-
ten werden. Ebenso mache die
Landeszentrale für politische Bil-
dungsarbeit zahlreiche Angebote

Insgesamt wurden laut dem
Haus von Kunstminister Bernd
Sibler (CSU) zwischen 2016 und
heute etwa 1550 bauliche Anlagen
aus fachlichen Gründen neu in die
Denkmalliste eingetragen und
1250 Baudenkmäler aus der Liste
gestrichen. „Die im Vergleich
leicht erhöhte Dynamik der Jahre
2016 bis 2018 im Verhältnis zu
den Jahren 2019 bis heute ist der
in diesen Jahren erfolgten Bear-
beitung von Prüffällen geschuldet,
die während der Digitalisierung
und Prüfung des Denkmalbe-
stands zwischen 2007 und
2014/15 erfasst worden sind“,
heißt es in der Antwort. Seitdem
seien im Schnitt etwa 200 Nach-
träge und etwa 150 Streichungen
pro Jahr zu verzeichnen, was auch
für die kommenden Jahre den Er-
wartungswert darstellt.

Heimatvertriebene:
Jugendliche wissen wenig

Der Bund der Vertriebenen und
die Landsmannschaften sorgen
sich zunehmend, dass die Kennt-
nisse über die teils 800-jährige Ge-

Tausende Baudenkmäler
haben Schutzstatus verloren

Immer wieder werden in Bay-
ern denkmalgeschützte Gebäude
und andere Denkmäler aus der
Denkmalliste gestrichen, zum Ab-
riss freigegeben und beseitigt.
„Auch Objekte, die noch nicht
vom Landesamt für Denkmal-
schutz als Denkmal erkannt wur-
den, denen aber von Fachleuten
die Denkmaleigenschaft zuge-
sprochen wurde, werden zerstört,
bevor sie inventarisiert wurden“,
schreiben Ingo Hahn, Ulrich
Singer, Katrin Ebner-Steiner,
Ralf Stadler, Uli Henkel, Gerd
Mannes, Jan Schiffers und Ferdi-
nand Mang (alle AfD). So sei bei-
spielsweise das Verstärkeramt in
Kochel durch die Gemeinde ab-
gerissen worden, obwohl sich

Fachleute und Bürger eindeutig
für die Erhaltung ausgesprochen
hatten. Die Abgeordneten hakten
daher bei der Staatsregierung
nach, wie viele denkmalgeschütz-
te Objekte in Bayern seit 1990
aus der Denkmalliste gestrichen
wurden.

Das Kunstministerium schreibt
in seiner Antwort, die Denkmal-
liste sei bis in die 1990er-Jahre
analog geführt und erst dann
schrittweise in eine digitale Da-
tenbank überführt worden. Be-
lastbare Daten lägen dem Landes-
amt für Denkmalpflege (BLfD)
daher erst ab 2016 vor, also nur
für die letzten fünf Jahre. Aktuell
sind laut Ministerium rund
109 500 Baudenkmäler ein-
schließlich 877 erkannten Ensem-
bles und cirka 50 000 Bodendenk-
mäler in der Bayerischen Denk-
malliste eingetragen. Hinzu kom-
men 65 Komplexe aus nicht orts-
festen, von Menschen geschaffe-
nen Sachen, die als bewegliche
Denkmäler in der Denkmalliste
verzeichnet sind – beispielsweise
eine römische Scherbe oder Vase.

Baudenkmäler, Vertriebene, Corona-Kritik

14 500 Anträge muss die Härtefallkommission noch prüfen. DPA/PFÖRTNER

Der Freistaat
weißwenig über
seine Baudenk-
mäler, erfuhren
Uli Henkel und
andere AfD-Ab-
geordnete.
FOTO: BSZ

„Schwammige
Kriterien“ zie-
hen die Prüfung
der Anträge in
die Länge,
meint Johannes
Becher (Grüne).
FOTO: BSZ

Nicht alle Corona-Maßnahmen wa-
ren sinnvoll. FOTO: DPA/NIETFELD

Neu in der Denkmalliste: der Nürn-
berger Fernmeldeturm. DPA/KARMANN

Gegen das Vergessen: Heimatvertrie-
benen-Ausstellung. DPA/WEISSBROD

Sorgt sichumdie
800-jährige Kul-
tur der vertrie-
benen und aus-
gesiedelten
Deutschen: Jo-
sef Zellmeier
(CSU). FOTO: BSZ

fenbarkeinebelastbarenDatenvorliegen“,
sagt die Abgeordnete.

Waldmanns Fazit: „Die ‚weltbesten
Tests‘ sind offenbar ein grandioser Flop.“
Das lasse auch befürchten, dass die För-
dergelder wohl auf gut Glück oder dank
besserer Connections geflossen seien. Im-
merhin investierte das Haus von Wirt-
schaftsminister Aiwanger acht Millionen
Euro in das Octea-Projekt der Firma Bio-
solutions. Die SPD-Fraktion will jetzt ge-
nau wissen, wofür dieses Geld geflossen
ist, ob es eine Ausschreibung gab, wie die
Verträge aussehen und ob solche Mittel
auch anderen Firmen angeboten wurden.
Fest steht, dass es bereits altbekannte Ge-
winner gibt: Der frühere CSU-Abgeordne-
te Alfred Sauter hat nach Medienberichten
in seiner Eigenschaft als Anwalt 300 000
Euro für seine Dienste in Rechnung ge-
stellt.

Wirtschaftsminister Aiwanger wehrt
sich gegen die Kritik aus dem Landtag:
„Unsere Unterstützung für das Testverfah-
ren war angesichts unzureichender Labor-
kapazitäten und langer Wartezeiten auf
Corona-Testergebnisse im Frühjahr 2020
die richtige Entscheidung.“ Der Ab-
schlussbericht liege in Kürze vor, dafür sei-
en die zuständigen Behörden verantwort-
lich. „Ich habe geliefert, für den Einsatz bin
ich nicht zuständig“, verteidigt sich Ai-
wanger. Auch könnte das Testsystem nicht
nur bei Corona zum Einsatz kommen. Die
Behauptungen der SPD nennt er „unqua-
lifiziert“: „BeiForschungundEntwicklung
gibt es keine Erfolgs- und Anwendungsga-
rantien.“ > LOH

Trotz hoher Fördergelder: bisher kein PCR-Test aus Bayern

Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger
(Freie Wähler) hatte im Frühjahr 2020 an-
gekündigt, PCR-Schnelltests der Firma
GNA Biosolutions aus Planegg auf den
Markt zu bringen. Tatsächlich kaufte das
Gesundheitsministerium kurz vor Weih-
nachten sechs Geräte des Schnelltestsys-
tems „Octea“ sowie 60 000 dazugehörige
Einzeltests zu einem Gesamtpreis von
630 000 Euro zuzüglich Umsatzsteuer.
Ruth Waldmann (SPD) wollte jetzt von
der Staatsregierung wissen, wann der in
Bayern entwickelte PCR-Schnelltest flä-
chendeckend eingeführt wird.

Laut Gesundheitsministerium liegt der
Ergebnisbericht des von der Firma GNA
Biosolutions beauftragten Auftragsfor-
schungsinstituts SSS International Clini-
cal Research noch nicht vor. „Nach Aus-
kunft der Firma GNA Biosolutions vom 3.
August 2021 ist der Bericht bislang noch
nicht abgeschlossen und befindet sich
noch im ‚Review-Prozess‘“, heißt es in der
Antwort. Von der Pilotstudie hänge es ab,
ob es zu einem flächendeckenden Einsatz
kommt. Die Staatsregierung übernimmt
dabei bis zu 50 000 Euro der Kosten.

SPD-Gesundheitspolitikerin Wald-
mann erstaunt die Antwort. Schließlich
hätte GNA Biosolutions am 29. Dezember
2020 angekündigt, man könne das bayeri-
sche Gesundheitswesen bei der Pandemie-
bekämpfung „ab sofort“ unterstützen. Ur-
sprünglich hatte der Hersteller angegeben,
seine Tests wiesen eine Sensitivität von
96,7 Prozent und eine Spezifität von 100
Prozent auf. „Man fragt sich, wie man auf
solche Angaben kommt, wenn bislang of-

Seit dem Frühjahr 2020
wird an einem bayerischen
PCR-Test geforscht. Zum
Einsatz ist er bisher nicht
gekommen. DPA/HOPPE


